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Antrag 

der Abgeordneten Hasinger, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Dr. Hammans, 
Frau Dr. Neumeister, Burger, Kroll-Schlüter, Frau Karwatzki, Braun, Dr. Reimers, 
Frau Männle, Geisenhofer, Frau Geier, Bühler (Bruchsal), Müller (Berlin), Neuhaus, 
Dr. Becker (Frankfurt) und der Fraktion der CDU/CSU 


Aufhebung des Erlasses des Bundesgesundheitsamtes über den Kontakt 
mit Bundestagsabgeordneten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, das Bundesgesundheits- 
amt in Berlin anzuweisen, den Erlaß, wonach „jeglicher unmit- 
telbarer Verkehr mit den Abgeordneten und den parlamen- 
tarischen Gremien des Deutschen Bundestages nicht zulässig 
ist" (Hausmitteilungen des Bundesgesundheitsamtes Nummer 
9/1979), aufzuheben. Ferner ist dafür Sorge zu tragen, daß auch 
schriftliche Äußerungen des Bundesgesundheitsamtes unmittel- 
bar gegenüber Bundestagsabgeordneten - und nicht erst auf 
dem Umweg über den Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit - gestattet werden. 


Bonn, den 24. Januar 1980 


Hasinger Frau Männle 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein Geisenhofer * 


Dr. Hammans 

Frau Geier 

Frau Dr. Neumeister 

Bühler (Bruchsal) 

Burger 

Müller (Berlin) 

Kroll-Schlüter 

Neuhaus 

Frau Karwatzki 

Dr. Becker (Frankfurt) 

Braun 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 

Dr. Reimers 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Der zitierte Erlaß des Bundesgesundheitsamtes, der auf Wei- 
sung des Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
ergangen ist, stellt eine unzulässige Einschränkung der Informa- 
tionsfreiheit der Mitglieder des Deutschen Bundestages dar. Es 
ist eine Unmöglichkeit, daß beispielsweise die Vertreter von 
Presse, Funk und Fernsehen unmittelbare Auskünfte vom Bun- 
desgesundheitsamt erhalten können, nicht jedoch Bundestags- 
abgeordnete. 

Der Erlaß hat offensichtlich den Zweck, Bundestagsabgeordneten 
ausschließlich politisch gefilterte Stellungnahmen zukommen zu 
lassen. Der Erlaß fördert damit die bedenkliche Tendenz, das 
Bundesgesundheitsamt von einer wissenschaftlichen Bundes- 
oberbehörde in ein politisches Amt umzufunktionieren. 
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